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— Drucksache 10/2710 — 


Menschenhandel mit ausländischen Mädchen und Frauen, besonders aus 
Entwicklungsländern, sogenannte Heiratsvermittlung und sogenannter 
Prostitutionstourismus 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben 
vom 26. August 1985 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kungen des weiter expandierenden Prostitu- 
tionstourismus auf die wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung der betroffenen Län- 
der und auf die Chancen von Frauen und Mäd- 
chen in diesen Gesellschaften? 


Die Bundesregierung beurteilt insbesondere die so- 
zialen und kulturellen Folgen des sog. Prostitutions- 
tourismus negativ, da dieser zu erhöhter Diskrimi- 
nierung und Abhängigkeit von Frauen und Mäd- 
chen in den betroffenen Ländern beiträgt 

Die damit vorbestimmte Einseitigkeit ihrer sozialen 
Rolle versperrt den Betroffenen andere berufliche 
Chancen und erschwert damit soziale Veränderun- 
gen. 


Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit zielt 
ein großer Teil der Maßnahmen auf eine Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen der ärmeren ländli- 
chen und städtischen Bevölkerung ab. Insofern lei- 
sten diese Projekte auch einen Beitrag zur Behe- 
bung der armutsbedingten Ursachen der Prostitu- 
tion. 


2. Hat die Bundesregierung die deutschen Aus- 
landsvertretungen in den betroffenen Ländern 
beauftragt, ihr über die nachteiligen Auswirkun- 
gen des Prostitutionstourismus auf diese Länder 
und für das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland Bericht zu erstatten? 
Welche Informationen hat sie erhalten? 

Die Auslandsvertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland berichten gemäß ihrer Aufgabenstel- 
lung über die Gesamtheit der bilateralen Beziehun- 
gen. Dies schließt — im Rahmen der den Vertretun- 
gen zur Verfügung stehenden Informationsmöglich- 
keiten — auch die Berichterstattung über Auswir- 
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kungen von sogenanntem Prostitutionstourismus 
auf bestimmte Länder und für das Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland in diesen Ländern 
ein. 

Die Bundesregierung und die Vertretungen der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland sind sich 
darüber im klaren, daß diese anstößige und bedau- 
erliche Form des Fremdenverkehrs mit seinen we- 
nig erfreulichen Begleitumständen existiert und 
auch in den Ländern der Dritten Welt wahrgenom- 
men wird. 

Soziale Umstände oder andersartige Einstellung zu 
den soziokulturellen Phänomenen in den Ländern 
der Dritten Welt bewirken allerdings eine gewisse 
Differenzierung des den Auslandsvertretungen vor- 
liegenden Bildes. 

Teilweise stellt sich für die betroffenen Frauen in 
Ländern der Dritten Welt Prostitution als eine von 
wenigen Möglichkeiten für Arbeitslose oder Unter- 
beschäftigte dar, ihren Lebensunterhalt zu verdie- 
nen und evtl, zusätzlich noch die eigene Familie zu 
unterstützen. 

Zum Teil veranlaßt der mit Prostitution unter den 
Bedingungen der Dritten Welt verbundene relativ 
hohe Verdienst aber auch Frauen und Mädchen, 
Bemühungen um eine Ausbildung zu unterlassen 
oder die Arbeit in dem erlernten Beruf nicht auszu- 
üben. 

Nach den vorliegenden Informationen führt Prosti- 
tution in der Regel nicht zu einer Entwurzelung der 
Frauen und Mädchen oder gar zu einem Ausschluß 
aus dem Familienverband. Eine teilweise gegen- 
über früher sogar leicht erhöhte Sozialadäquanz 
der Prostitution in manchen Ländern der Dritten 
Welt ist mit der von ihnen in ihrer Familie häufig 
bewirkten nachhaltigen Verbesserung des Famili- 
eneinkommens erklärbar. 

Während in den meisten Ländern der Dritten Welt 
die Prostitution noch relativ wenig kommerziali- 
siert ist, nehmen organisierte Prostitution und ent- 
sprechende Begleitkriminalität insbesondere in ei- 
nigen Zentren dieser Art des Tourismus tendenziell 
zu. 

Während der einzelne Tourist, der in den betroffe- 
nen Ländern der Dritten Welt als Prostitutions- 
kunde auftritt, in der Regel eine sehr geringe Wert- 
schätzung erfährt und in manchen Ländern mehr 
verachtet wird als die Prostituierten, wird das 
Deutschlandbild in den jeweiligen Ländern in er- 
ster Linie durch andere Faktoren geprägt. Insbe- 
sondere im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit durch 
die deutschen Auslandsvertretungen, Goethe-Insti- 
tute sowie ortsansässige deutsche Unternehmen 
und Organe wird erfolgreich und breitenwirksam 
die Vielfalt deutscher Interessen und deutscher 
Kultur vermittelt. Anzeichen dafür, daß das Anse- 
hen der Bundesrepublik Deutschland insgesamt im 
Ausland durch den sog. Prostitutionstourismus in 
besonderer Weise leidet, liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. Daß es andererseits nicht zur Meh- 
rung unseres Ansehens beiträgt, wenn das Inter- 


esse einiger Touristen mehr dem billigen „Erlebnis“ 
als der Kultur, der Schönheit und den Sehenswür- 
digkeiten der Gastländer gilt, wird von der Bundes- 
regierung nicht verkannt. 


3. Welche Folgerungen hat die Bundesregierung 
aus diesen Berichten und aus den zahlreichen 
Informationen gezogen, die über die Medien und 
von betroffenen und besorgten Personen und 
Verbänden an sie herangetragen wurden? 

4. Was hat die Bundesregierung getan, um von 
Deutschen betriebene und beeinflußte Reiseun- 
ternehmen, Hotelketten und Werbeträger, wie 
auch deren potentielle Kunden, über die nachtei- 
ligen Auswirkungen des Prostitutionstourismus 
aufzuklären? 

Eine Aufklärung unter moralischen und humanitä- 
ren Gesichtspunkten über das Phänomen der Pro- 
stitution — im eigenen Land oder in fremden Län- 
dern — ist in erster Linie Aufgabe der dazu berufe- 
nen, zu eindeutigen ethischen Wertungen legiti- 
mierten gesellschaftlichen Institutionen, wie insbe- 
sondere Kirchen, soziale Gruppen, aber auch 
Schule und Elternhaus. Die Bundesregierung geht 
weiterhin davon aus, daß der mündige Bürger für 
sein Verhalten auch im Urlaub die volle Verantwor- 
tung selbst trägt. Keine gesellschaftliche Institution 
und kein wirtschaftliches Unternehmen kann und 
soll ihm diese Verantwortung abnehmen. 

Dennoch wurden zur Sensibilisierung der deut- 
schen Öffentlichkeit über die Problematik der Pro- 
stitution in verschiedenen Entwicklungsländern im 
Rahmen der entwicklungspolitischen Bildungsar- 
beit im Auftrag des Bundesministers für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit verschiedene Maßnahmen 
durchgeführt. Dies sind u. a. 

— Förderung der vom Zentrum für Entwicklungs- 
bezogene Bildung (ZEB) in Stuttgart herausge- 
gebenen Dokumentation „Tourismus-Prostitu- 
tion-Entwicklung“, 

— Förderung der vom Studienkreis für Tourismus 
e. V. herausgegebenen Sympathie-Magazine, 
hier besonders „Thailand verstehen“, „Philippi- 
nen verstehen“ und „Kenia verstehen“, 

— Förderung des vom Institut für Film und Bild in 
Wissenschaft und Unterricht produzierten Films 
„Begegnungen in Kenia“, 

— Produktion und Ankauf von Video-Kurzfilmen 
zum Prostitutionstourismus, z. B. „Liza, eine 
Filipina erzählt“ und „Kinderärztin Dr. Pierra- 
Thailand“, 

— Information über die Problematik der Prostitu- 
tion in Entwicklungsländern anläßlich der Inter- 
nationalen Tourismus-Börse 1983. Das Ergebnis 
war eine bundesweite Aufnahme dieses Themas 
in Fernsehen, Rundfunk und Presse. 

5. Wie verhindert die Bundesregierung, daß För- 
dermittel des Bundes (z. B. Wirtschaftsförde- 
rung, Entwicklungshilfe) Unternehmen zuflie- 
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ßen und zugute kommen, deren Geschäftsprakti- 
ken die Werbung für und die Organisation von 
Prostitutionstourismus einschließen? 

Der Bundesregierung sind keine Unternehmen be- 
kannt, die rechtswidrig Werbung für und Organisa- 
tion von „Prostitutionstourismus“ betreiben. Im üb- 
rigen werden im Rahmen der Entwicklungszusam- 
menarbeit die konkreten Projekte der Finanziellen 
und Technischen Hilfe nach entwicklungspoliti- 
schen Leitlinien überprüft, um einen entsprechen- 
den Mißbrauch auszuschließen. 

6. Was hat die Bundesregierung unternommen, 
was beabsichtigt sie zu unternehmen, um 

— durch Änderung von Rechtsvorschriften, 

— durch Einwirken auf beteiligte deutsche Un- 
ternehmen, 

— durch die deutschen Auslandsvertretungen 
in Ländern der Dritten Welt, 

— durch Gespräche mit den ausländischen Ver- 
tretungen der betroffenen Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland 

unseriösen Geschäftemachern entgegenzutre- 
ten, die von der Bundesrepublik Deutschland 
aus oder mit deutschem Kapital und Personal 
operieren? 

7. Was hat die Bundesregierung unternommen 
oder was beabsichtigt sie zu unternehmen, um 
solchen Agenten in der Bundesrepublik 
Deutschland z. B. durch Verschärfung des gel- 
tenden Gewerberechts und in den betroffenen 
Ländern z. B. durch gezielte Information der 
dortigen Behörden über die Geschäftspraktiken 
dieser Agenten entgegenzutreten? 

Gesetzgeberischer Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Gewerberechts zur Bekämpfung des Prostitutions- 
tourismus bedarf es nicht, da in § 35 GewO schon 
derzeit eine ausreichende Handhabe zur Verfügung 
steht. Nach § 35 GewO ist die Ausübung eines Ge- 
werbes ganz oder teilweise zu untersagen, wenn 
Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit 
der Gewerbetreibenden oder einer mit der Leitung 
des Gewerbebetriebes beauftragten Person in be- 
zug auf dieses Gewerbe dartun, sofern die Untersa- 
gung zum Schutze der Allgemeinheit oder der im 
Betrieb Beschäftigten erforderlich ist. Unzuverläs- 
sig ist der Gewerbetreibende, der keine Gewähr da- 
für bietet, daß er sein Gewerbe in Zukunft ord- 
nungsgemäß ausüben wird. Gewerbetreibenden, die 
z. B. wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbe- 
stimmung (§§ 174 ff. StGB) belangt oder wegen der 
Werbung für die Prostitution (§ 120 Abs. 1 Nr. 2 
OWig) mit einer Geldbuße belegt worden sind, kann 
eine weitere gewerbliche Betätigung untersagt wer- 
den. 

Die deutschen Auslandsvertretungen in den betrof- 
fenen Ländern der Dritten Welt haben grundsätz- 
lich keine Einwirkungsmöglichkeiten auf unseriöse 
Geschäftemacher, die von der Bundesrepublik 
Deutschland aus operieren. Die Bundesregierung 
hat jedoch die Vertretungen dreier besonders be- 
troffener Länder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land um Mithilfe gebeten, damit unseriösen Ge- 


schäftemachern entgegengetreten werden kann. Zu 
weiterführenden Gesprächen infolge dieser Initia- 
tive ist es nicht gekommen. 

Ein Wunsch der betroffenen Länder, ihrerseits mit 
der Bundesregierung über solche Fragen in Kon- 
takt zu treten, ist bisher nicht geäußert worden. 


8. Welche Beachtung schenkt die Bundesregierung 
dabei Katalogausgestaltungen und Anzeigen 
von Reiseunternehmen, in denen offen oder ver- 
steckt mit Gelegenheit zur Prostitution mit 
Frauen und Mädchen in den Zielländern gewor- 
ben wird? Welche Maßnahmen kommen nach 
Ansicht der Bundesregierung in Betracht, um 
solcher Werbung wirksam zu begegnen? 

Der Deutsche Reisebüro-Verband hat die Kataloge 
von Reiseveranstaltern eingehend daraufhin ausge- 
wertet, ob offen oder versteckt mit Gelegenheit zur 
Prostitution geworben wird; er hat dabei keine der- 
artigen Anhaltspunkte festgestellt. Nach Kenntnis 
der Bundesregierung trifft diese Feststellung zu. 
Sollte in einzelnen Fällen die Grenze zulässiger 
Werbung überschritten werden, reichen die beste- 
henden gesetzlichen Vorschriften zur Unterbindung 
aus. 


9. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung vor, daß deutsche Touristen mit den Geset- 
zen und Rechtsvorschriften gegen Prostitution 
in den betroffenen Ländern in Konflikt gekom- 
men sind? In welchen Fällen haben sich deut- 
sche Auslandsvertretungen einschalten müssen? 
Wenn hierzu keine Daten vorliegen, welche 
Schritte unternimmt die Bundesregierung, um 
entsprechende Informationen zu erhalten? 

Fälle, in denen deutsche Touristen mit den Geset- 
zen und Rechtsvorschriften gegen Prostitution in 
den betroffenen Ländern bzw. mit den dortigen Be- 
hörden in Konflikt gekommen sind, sind der Bun- 
desregierung auch nach erneuter Rückfrage bei den 
hauptbetroffenen Auslandsvertretungen nicht be- 
kannt. Die Gesetze und Rechtsvorschriften in den 
betroffenen Ländern sprechen in der Regel gegen- 
über dem Prostitutionskunden keine Strafandro- 
hung aus. Wo Verbotsnormen bestehen, unterliegen 
sie keiner strikten Anwendung. 


10. Beabsichtigt die Bundesregierung, auf der 
Welttourismuskonferenz 1985 in Sofia und auf 
anderen dazu geeigneten internationalen Ebe- 
nen die mit dem Prostitutionstourismus ent- 
standenen Probleme zur Sprache zu bringen? 

Zu allen insbesondere für Entwicklungsländer ge- 
sellschaftlich unerwünschten Folgen des Tourismus 
ist in den Schlußdokumenten der Welttourismus- 
konferenzen von Manila 1980 und Acapulco 1982 
Stellung genommen worden. Eine Wiederaufnahme 
der Thematik müßte von den betroffenen Ländern 
ausgehen. 
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11. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
Heiratsvermittlungsinstitute existieren, die 
sich auf die „Vermittlung“ von ausländischen 
Mädchen und Frauen, besonders aus Entwick- 
lungsländern, spezialisiert haben und dabei 
„Katalogwahl“, „Heiratsgarantie“, „Probe- und 
Rückgaberecht“ anbieten? 

Die Spezialisierung mancher Heiratsvermittlungs- 
institute auf die Vermittlung von ausländischen 
Mädchen und Frauen, besonders aus Entwicklungs- 
ländern, ist auch aus der Sicht der Bundesregierung 
keine erfreuliche Erscheinung. Die Art und Weise 
solcher Vermittlungstätigkeit ist in vielen Fällen 
aus moralisch-sittlichen Gründen zu kritisieren. 

Aus dieser allgemeinen Bewertung kann jedoch 
noch keine Pflicht der Bundesregierung zum Ein- 
schreiten hergeleitet werden, solange die angespro- 
chene Werbung nicht gegen geltende Rechtsnor- 
men verstößt. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
vor über Anzeigen mit „Heiratsgarantie“ oder „Pro- 
be- und Rückgaberecht“. Sollten derartige „Rechte“ 
angeboten werden, so wären solche Anzeigen mit 
Sicherheit sittenwidrig im Sinne von § 1 UWG, so 
daß in solchen Fällen der Vermittler auf Unterlas- 
sung und Schadensersatz in Anspruch genommen 
werden könnte. 


12. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Tatsache, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland „vermittelte“ Frauen hier häufig 
ganz andere, weit nachteiligere Verhältnisse 
vorfinden, als ihnen in ihrem Heimatland ange- 
kündigt oder versprochen wurden, und daß sie 
bei Scheitern einer eingegangenen Ehe in der 
Regel völlig schutzlos und häufig auch ohne 
Rückkehrchancen denjenigen ausgeliefert sind, 
die sie in der Bundesrepublik Deutschland 
„vermittelt“ haben? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, welche Ver- 
sprechungen den Frauen in ihrem Heimatland ge- 
macht werden und inwieweit diese enttäuscht wer- 
den. 

Im übrigen können sich die Frauen an eine Reihe 
von Beratungsstellen und ähnlichen Einrichtungen 
wenden, so daß sie nicht schutzlos den Vermittlern 
ausgeliefert sind. (Vgl. insoweit die Antwort auf 
Frage 20) 


13. Wie bewertet die Bundesregierung Werbe- und 
Kontaktanzeigen, die offen oder unterschwellig 
rassistisch und sexistisch formuliert sind, um 
damit gezielt Minderwertigkeitskomplexe von 
Männern anzusprechen und Kunden zu wer- 
ben? 

In manchen Inseraten werden Männer gezielt auf 
schlechte Erfahrungen mit emanzipierten Frauen 
angesprochen unter Hinweis auf das gänzlich an- 
dere Rollenverständnis der Frauen aus Entwick- 
lungsländern, 


Da die Bundesregierung für Partnerschaft und 
Gleichberechtigung von Mann und Frau eintritt, 
kann sie solche Anzeigen, die bewußt eine männli- 
che Dominanz betonen und befürworten, nicht gut- 
heißen. 

Geschmacklose Werbung ist in Ehevermittlungsan- 
zeigen häufig anzutreffen. Für die Bundesregierung 
ergeben sich daraus kein Anlaß und keine Möglich- 
keiten einzuschreiten. 

14. Beabsichtigt die Bundesregierung durch Ände- 
rung von Rechtsvorschriften oder die Anre- 
gung zu einer freiwilligen Vereinbarung der 
Werbewirtschaft, Zeitungs- und Zeitschriften- 
verlage dafür zu sorgen, daß derartig frauendis- 
kriminierende Kunden- und Kontaktanzeigen 
unterbunden oder von den entsprechenden 
Werbeträgern abgelehnt werden? 

Die Bundesregierung weist erneut auf die Aufzäh- 
lung der gesetzlichen Vorschriften und internatio- 
nalen Übereinkommen in ihrer Antwort zu Frage 9 
der Kleinen Anfrage des Abgeordneten Verheyen 
(Bielefeld) und der Fraktion DIE GRÜNEN (Druck- 
sache 10/1498) vom 24. Mai 1984 hin. Die Bundesre- 
gierung geht nach wie vor davon aus, daß die mit 
der Anwendung der dort angeführten Gesetze be- 
trauten Stellen gegen etwaige Verstöße einschrei- 
ten. Soweit es allerdings ausschließlich um Fragen 
des guten Geschmacks geht, sind Gesetze grund- 
sätzlich nicht geeignet, Abhilfe zu schaffen. 

Der Zentralausschuß der Werbewirtschaft e.V. in 
Bonn hat seine Bereitschaft erklärt, immer dann 
aufgrund seiner Zuständigkeiten einzugreifen, 
wenn Inserate sittenwidrig im Sinne von § 1 UWG 
sind. Bisher sind entsprechende Beschwerden aber 
noch nicht an ihn herangetragen worden. 

Im übrigen haben sich — aufgrund der Initiative 
von Frauengruppen — bereits einige Zeitungen be- 
reiterklärt, derartig unseriöse Inserate nicht mehr 
entgegenzunehmen. Solches Engagement nicht- 
staatlicher Stellen zeigt oft mehr Erfolge als gesetz- 
geberisches Vorgehen. 

15. Welche rechtlichen Änderungen zieht die Bun- 
desregierung in Betracht, um die betroffenen 
Frauen und Mädchen vor Versuchen, sie unter 
mißbräuchlicher Nutzung des geltenden Straf-, 
Ordnungswidrigkeiten-, Ärbeits-, Gewerbe- und 
Ausländerrechts zu erpressen oder zu nötigen, 
zu schützen? 

Die Vorschriften des geltenden Rechts bezwecken 
den Schutz bedeutender Interessen der Allgemein- 
heit. Die Möglichkeit, daß Gesetze in Einzelfällen 
zum Zwecke der Nötigung oder der Erpressung 
mißbraucht werden können, gibt keinen hinreichen- 
den Anlaß, das geltende Recht zu ändern und hier- 
durch seine Schutzfunktion in Frage zu stellen. 

Für die Bereiche des Straf- und Ordnungswidrigkei- 
tenrechts weist die Bundesregierung zusätzlich auf 
folgendes hin: Ist eine Nötigung oder Erpressung 
durch die Drohung begangen, eine Straftat zu offen- 
baren, so kann die Staatsanwaltschaft nach § 154 c 
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StPO von der Verfolgung der Tat, deren Offenba- 
rung angedroht wurde, absehen, wenn nicht wegen 
der Schwere dieser Tat eine Sühne unerläßlich ist. 
Die Voraussetzungen dieser Einstellungsmöglich- 
keit werden in der Regel zu bejahen sein, wenn die 
Nötigung oder Erpressung strafwürdiger erscheint 
als die Tat, deren Offenbarung angedroht wird. Dies 
dürfte in dem hier angesprochenen Bereich häufig 
der Fall sein. Der Rechtsgedanke des § 154 c StPO 
ist auch im Bußgeldverfahren bei der Entscheidung, 
ob von der Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit 
abgesehen werden kann, anwendbar, 

16. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um insbesondere die Vermittlung dieser 
Frauen in Bordelle und an Vergnügungsbe- 
triebe zu unterbinden? 

Wenn Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen Be- 
stimmungen des Ausländergesetzes vorliegen, ha- 
ben die Grenzpolizeibehörden bei der Einreisekon- 
trolle die Möglichkeit, diesen Frauen die Einreise 
zu verweigern und sie in ihre Heimatländer zurück- 
zuschicken. 

Der unzulässigen Vermittlung dieser Frauen läßt 
sich am ehesten durch eine regelmäßige Kontrolle 
der einschlägigen Betriebe durch die Polizei (im 
Rahmen der vorbeugenden Verbrechensbekämp- 
fung) in Zusammenarbeit mit den zuständigen Be- 
hörden (wie z. B. Gewerbeamt, Gesundheitsamt, 
Ausländeramt) begegnen. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die Polizei- und Ordnungsbe- 
hörden der Bundesländer, in deren Zuständigkeit 
diese Aufgaben fallen, alle Möglichkeiten zur Un- 
terbindung der genannten Tätigkeit nutzen. 

17. Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um über die deutschen Auslandsvertretungen 
in den betroffenen Ländern sicherzustellen, 
daß 

— Ansprechpartnerinnen solcher „Heiratsver- 
mittlungsinstitute“ nicht nur realistische In- 
formationen über die Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland erhalten, son- 
dern auch über die für sie gefährlichen Ge- 
schäftspraktiken dieser Institute informiert 
werden, 

— Frauen und Mädchen, die in die Bundesre- 
publik Deutschland vermittelt werden, für 
sie verständliche Hinweise auf Beratungs- 
und Hilfseinrichtungen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erhalten? 

Den deutschen Auslandsvertretungen in den betrof- 
fenen Ländern ist in der Regel nicht erkennbar, 
wann es sich bei weiblichen Staatsangehörigen des 
Gastlandes, die in der Vertretung eine Aufenthalts- 
erlaubnis für die Bundesrepublik Deutschland be- 
antragen, um Ansprechpartnerinnen von unseriö- 
sen „Heiratsvermittlungsinstituten“ handelt. In den 
Fällen, wo dieser Umstand der Vertretung bekannt 
wird, informiert und berät sie die Antragstellerin. 
Eine vorsorgliche Beratung weiblicher Antragstel- 
ler ohne konkreten Hinweis darauf, daß die Reise 
aus Anlaß einer unseriösen „Heiratsvermittlung“ 
erfolgt, ist weder möglich noch sinnvoll. 


„Heiratsvermittlungsinstitute“ mit fragAvürdigen 
Geschäftspraktiken vermeiden es, mit den Vertre- 
tungen in Kontakt zu treten. 

Die Bundesregierung erstellt derzeit ein Merkblatt 
mit Informationen über Beratungs- und Hilfsein- 
richtungen in der Bundesrepublik Deutschland. 
Dieses Merkblatt ist zur Auslage bei den hauptbe- 
troffenen deutschen Auslandsvertretungen in der 
jeweiligen Sprache des Gastlandes bestimmt. 


18. Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um sicherzustellen, daß in die Bundesrepublik 
Deutschland „vermittelte“ Frauen die notwen- 
digen Ansprechpartner finden, die ihnen Bera- 
tungsmöglichkeiten und Hilfe einschließlich 
tatsächlich zugänglicher Rechtshilfe gewäh- 
ren? 


Soweit sich „vermittelte“ Frauen an staatliche Stel- 
len (z. B. Polizei, Arbeitsverwaltung oder Gewerbe- 
aufsicht) wenden, wird ihnen von dort entsprechend 
den Möglichkeiten weitergeholfen. Dies beinhaltet 
auch, daß ihnen Beratungsstellen genannt werden, 
soweit diese bekannt sind. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 20 Bezug 
genommen. 


19. Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um auf die zuständigen Behörden der betroffe- 
nen Länder einzuwirken, daß durch geeignete 
Maßnahmen — auch im Zusammenhang mit 
Ausreisebestimmungen dieser Länder (bei- 
spielsweise durch Hinterlegung eines Rück- 
flugscheins) — Frauen und Mädchen vor den 
bekannten Geschäftspraktiken unseriöser Hei- 
ratsvermittler geschützt werden? Welche Er- 
folge hat sie dabei erzielt? 

Eine Kooperation zwischen deutschen Auslandsver- 
tretungen und den zuständigen Behörden der be- 
troffenen Länder findet in Einzelfällen statt. Die 
Bundesregierung hat bereits in der Vergangenheit 
mit den Botschaften der hauptsächlich in Frage 
kommenden Länder Kontakt aufgenommen. Es ist 
auch gelungen, die Regierungen dieser Staaten für 
das Problem zu sensibilisieren. Zur Zeit prüfen 
diese Länder, welchen Beitrag sie zur Abstellung 
oder wenigstens Eindämmung dieses Übelstands 
leisten können. 

Im Rahmen der illegalen Einreise von ghanaischen 
Staatsangehörigen wurde dieses Thema Anfang des 
Jahres auch bei den ghanaischen Behörden ange- 
sprochen. Es wurde ein gemeinsames Vorgehen 
vereinbart. 

Auf die inhaltliche Gestaltung der Ausreisebestim- 
mungen in den betroffenen Ländern hat die Bun- 
desregierung keine Einwirkungsmöglichkeiten. Es 
ist grundsätzliche Politik der Bundesregierung, die 
Eigenständigkeit fremder Staaten zu achten und zu 
respektieren. 
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20. Welche öffentlichen und freiwilligen Einrich- 
tungen, z. B. kirchliche Organisationen, Frauen- 
verbände und entwicklungspolitisch engagierte 
Vereinigungen, stehen hierfür zur Verfügung? 
Werden solche Einrichtungen vom Bund unter- 
stützt? Wenn ja, wie im einzelnen, mit Mitteln 
welcher Art und Höhe? Welche Hilfestellungen 
können in Zusammenarbeit mit Auslandsver- 
tretungen der betroffenen Länder in der Bun- 
desrepublik Deutschland angeboten werden? 

Die Bundesregierung verweist zunächst auf ihre 
Antwort zu Frage 8 der Kleinen Anfrage des Abge- 
ordneten Verheyen (Bielefeld) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN (Drucksache 10/1498). Weitere Bera- 
tungsstellen sind der Bundesregierung nicht be- 
kanntgeworden. 

Ein Wunsch nach Zusammenarbeit in solchen Fra- 
gen ist bisher noch von keiner Auslandsvertretung 
in der Bundesrepublik Deutschland an die Bundes- 
regierung herangetragen worden. Soweit sich bei 
einzelnen Hilfsmaßnahmen eine solche Zusammen- 
arbeit empfehlen kann und auch ein entsprechen- 
der Wunsch geäußert wird, ist die Bundesregierung 
hierzu bereit. Bei der Zusammenarbeit mit den 
Auslandsvertretungen fremder Staaten mißt die 
Bundesregierung der Respektierung der Eigenstän- 
digkeit dieser Länder besondere Bedeutung zu. Sie 
anerkennt das Recht dieser Länder auf konsulari- 
sche Betreuung ihrer (weiblichen) Staatsangehöri- 
gen, das von diesen Vertretungen aktiv ausgeübt 
wird. 

Im übrigen kann den betroffenen Frauen am ehe- 
sten dadurch geholfen werden, daß in ihren Hei- 
matländern genügend Arbeitsplätze zur Verfügung 
gestellt werden, so daß sie nicht gezwungen sind, 
sich ins Ausland vermitteln zu lassen. Die Bundes- 
regierung verfolgt mit ihrer Entwicklungspolitik 
das Ziel, vor Ort eine solche verbesserte Erwerbs- 
möglichkeit für Frauen zu schaffen. 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit ha- 
ben vorwiegend kirchliche Organisationen ihr En- 
gagement auf allgemeine und berufsbezogene Bil- 
dungsmaßnahmen, Maßnahmen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen sowie zur Beratung und Betreuung 
von Mädchen und Frauen auf dem Land und in 
städtischen Gebieten ausgerichtet. Darüber hinaus 
werden Projekte zur Förderung des Gemeinwesens 
u. a. unter dem Aspekt durchgeführt, die Rolle der 
Frau in der jeweiligen Gesellschaft zu stabilisieren 
und zu stärken. Alle Aktivitäten in den genannten 
Bereichen sind deshalb auch darauf angelegt, den 
o. g. Problembereichen „vorbeugend“ zu begegnen. 

Die Maßnahmen der kirchlichen Organisationen im 
Inland, die aus Kirchenmitteln finanziert werden, 
sind überwiegend aufklärender, betreuender und 
beratender Art. 


21. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
über Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren 
gegen sogenannte Heiratsvermittlungsinstitute 
vor? Wenn nein, was wird die Bundesregierung 


unternehmen, um sich über die straf-/ord- 
nungswidrigrechtliche Relevanz der Tätigkeit 
solcher Vermittlungsagenten zu informieren? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
über Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren ge- 
gen sogenannte Heiratsvermittlungsinstitute im 
Zusammenhang mit Einschleusung und Vermitt- 
lung ausländischer Staatsangehöriger zum Zwecke 
der Prostitutionsausübung vor. In der polizeilichen 
Kriminalstatistik und der Strafverfolgungsstatistik 
sind solche Straftaten nicht gesondert ausgewie- 
sen. 

Die derzeit gegen Heirats- und Partnerschaftsver- 
mittlungsinstitute laufenden Ermittlungsverfahren 
werden wegen Verdachts des Betrugs durchge- 
führt. 

Für die Verfolgung von Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten sind in der Regel die Bundesländer 
zuständig. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die zuständigen Länderbehörden bemüht sind, 
die für eine wirkungsvolle Verfolgung von Strafta- 
ten und Ordnungswidrigkeiten in diesem Bereich 
erforderlichen Erkenntnisse zu erhalten. 

Auf die Vorbemerkung zu den Fragen 22 bis 25 wird 
verwiesen. 


Vorbemerkung zu den Fragen 22 bis 25 

Die Kontrolle des internationalen Mädchenhandels 
ist nicht nur eine Frage polizeilicher Präsenz bzw. 
sonstiger Tätigkeitsentfaltung der Ordnungs- und 
Strafverfolgungsbehörden. Eine erfolgreiche Auf- 
klärung scheitert erfahrungsgemäß in vielen Fällen 
an der mangelnden Aussagebereitschaft der Frau- 
en. 

22. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß deutsche Agenturen und Vermittlungs- 
stellen Mädchen und Frauen aus den betroffe- 
nen Ländern als „Nachschub“ für Bordelle und 
andere Vergnügungslokale in die Bundesrepu- 
blik Deutschland verbringen und innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und Europas 
„verschieben“? 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen ist davon 
auszugehen, daß ein Großteil dieser Frauen bereits 
in ihrem Heimatland der Prostitution nachgegan- 
gen ist bzw. bereits vor der Einreise in die Bundes- 
republik Deutschland von der bevorstehenden Pro- 
stitutionsausübung wußte. 

Die Bundesregierung betrachtet diese Einschleu- 
sung von ausländischen Prostituierten, die meist 
unter Verstoß gegen das geltende Ausländerrecht 
stattfindet, mit großer Sorge. 

23. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über den Umfang dieses Mädchenhandels 
vor? Welche Maßnahmen hält die Bundesregie- 
rung darüber hinaus für notwendig, um sich 
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von diesen Formen des Menschenhandels ein 
genaues Bild zu machen? 

Der Straftatbestand des Menschenhandels unter- 
liegt im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Melde- 
dienstes der absoluten Meldepflicht 1984 wurden 
dem Bundeskriminalamt insgesamt 16 Fälle gemel- 
det, denen der Verdacht des Menschenhandels i. S. 
des § 181 Nr. 1 StGB zugrunde lag. 


24. Nutzt die Bundesregierung die gegebenen Mög- 
lichkeiten, um internationale Zentren dieses 
Handels aufzudecken? Inwieweit ist dabei bis- 
her Interpol eingeschaltet worden? Wenn nein, 
warum nicht? Sind die polizeilichen Einsatz- 
möglichkeiten ausreichend? Welche Schritte 
beabsichtigt die Bundesregierung, um sie zu 
verbessern? 


In allen Verdachtsfällen führt das Bundeskriminal- 
amt in seiner Eigenschaft als nationales Zentral- 
büro der Internationalen Kriminalpolizeilichen Or- 
ganisation (IKPO/Interpol) mit den jeweils zustän- 
digen ausländischen Nationalen Zentralbüros einen 
Informationsaustausch durch. 

Bisher konnten aus diesem Informationsaustausch 
keine Erkenntnisse über das Vorhandensein inter- 
nationaler Zentren des Menschenhandels gewon- 
nen werden. 

Die polizeilichen Einsatzmöglichkeiten sind ausrei- 
chend und brauchen nicht verbessert zu werden. 


25. Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um sicherzustellen, daß die für diesen Men- 
schenhandel mit Mädchen und Frauen Verant- 
wortlichen strafrechtlich belangt werden? 

Grundsätzlich ist die Prostitution in der Bundesre- 
publik Deutschland nicht strafbar; Ausnahmen sind 
Einschränkungen oder Verbote der Prostitution 
aufgrund von Verordnungen nach Artikel 297 
(EGStGB), die die Länder erlassen können. 

Die Gesetze, die sich mit Prostitution, Menschen- 
handel und Kuppelei befassen, reichen für eine 
strafrechtliche Belangung der Verantwortlichen 
aus. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Straf- 
verfolgungsbehörden der Bundesländer, in deren 
Zuständigkeit die Verbrechensbekämpfung fällt, 
alle Möglichkeiten zur Bekämpfung des Menschen- 
handels und der Zuhälterei nutzen. 


26. Wie viele Verurteilungen wegen Menschenhan- 
dels bzw. erzwungener Prostitution hat es in 
den letzten fünf Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland gegeben? Wie hoch war dabei der 
Anteil der Fälle, bei denen die strafrechtlichen 
Ermittlungen aufgrund von Berichten im re- 
daktionellen Teil und aufgrund von Anzeigen 
in Zeitungen ausgelöst wurden? Werden Be- 


richterstattung und Anzeigen einschlägiger 
Presseorgane regelmäßig auf strafrechtsrele- 
vante Tatbestände hin untersucht? 


Die Strafverfolgungsstatistik weist für die letzten 
fünf Jahre die folgende Zahl von Verurteilten we- 
gen Menschenhandels (§181 StGB) aus: 

1979: 17, 1980: 28, 1981: 27, 1982: 18, 1983: 28 Verurteil- 
te. 

Angaben über den Anteil der Fälle, bei denen die 
strafrechtlichen Ermittlungen aufgrund von Berich- 
ten im redaktionellen Teil und aufgrund von Anzei- 
gen in Zeitungen ausgelöst wurden, enthält die 
Strafverfolgungsstatistik nicht. 

Die Auswertung von Anzeigen und Berichten in 
einschlägigen Presseorganen obliegt den zuständi- 
gen Strafverfolgungsbehörden, in erster Linie den 
Polizeien der Bundesländer. Wie viele Ermittlungs- 
verfahren aufgrund dieser Auswertung eingeleitet 
wurden, ist nicht bekannt. 

27. Welche Erkenntnisse über die Lebensumstän- 
de, die finanzielle und rechtliche Lage, in denen 
diese zur Prostitution gezwungenen Frauen in 
der Bundesrepublik Deutschland leben, liegen 
der Bundesregierung vor? 

Welche Möglichkeiten sieht sie, um diesen 
Frauen in Zwangs- und Notlagen zu helfen? 

Der Bundesregierung liegen zu dieser Frage keine 
gesicherten Erkenntnisse vor, da sich die betroffe- 
nen Frauen aus verschiedenen Gründen nicht an 
staatliche Stellen, insbesondere die Polizei, mit der 
Bitte um Hilfe wenden. Soweit die Frauen nicht um 
Hilfe nachsuchen, sieht sich die Bundesregierung 
auch außerstande, ihnen weiterzuhelfen. 

Andere, nichtstaatliche Organisationen und Hilfs- 
einrichtungen, die sich um Prostituierte kümmern, 
haben in solchen Fällen mehr Hilfsmöglichkeiten. 


28. Hat die Bundesregierung — Bezug nehmend 
auf ihre Antwort vom 24. Oktober 1984 — 
Drucksache 10/2187 — zur Kleinen Anfrage 
vom 20. September 1984 — geprüft, ob ein Bei- 
tritt zur UN-Konvention „zur Unterdrückung 
des Menschenhandels und der Ausbeutung 
durch Prostitution vom 2. Dezember 1949“ 
durch Einlegung eines Vorbehaltes oder durch 
eine Interpretationserklärung ermöglicht wird? 
Wenn ja, welches ist das Ergebnis ihrer Prü- 
fung? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von der 
Entscheidung des Deutschen Bundestages in der 
6. Wahlperiode abzurücken, das „Übereinkommen 
zur Unterdrückung des Menschenhandels und der 
Ausbeutung der Prostitution anderer“ vom 2. De- 
zember 1949 nicht zu ratifizieren. 1972 hat der 
Deutsche Bundestag der Ratifizierung der Ände- 
rungsprotokolle zu den folgenden Übereinkommen, 
die die Ziele des Übereinkommens vom 2. Dezem- 
ber 1949 weitgehend abdecken, zugestimmt: 


7 



Drucksache 10/3753 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


— dem Internationalen Übereinkommen zur Ge- 
währung wirksamen Schutzes gegen Mädchen- 
handel vom 18. Mai 1904 in der Fassung des 
Protokolls vom 4. Mai 1949 (BGBl. 1972 II 
S. 1478 ff.), 

— dem Internationalen Übereinkommen zur Be- 
kämpfung des Mädchenhandels vom 4. März 
1949 in der Fassung des Protokolls vom 4. Mai 
1949 (BGBl. 1972 II S. 1482 ff.), 

— der Übereinkunft zur Unterdrückung des Frau- 
en- und Kinderhandels vom 30. September 1921 
in der Fassung des Protokolls vom 12. November 
1947 (BGBl. 1972 II S. 1490 ff.). 

Nach Artikel 28 des „Übereinkommens zur Unter- 
drückung des Menschenhandels und der Ausbeu- 
tung der Prostitution anderer“ vom 2. Dezember 
1949 würden diese von der Bundesrepublik 
Deutschland ratifizierten Übereinkommen aufgeho- 
ben und durch das Übereinkommen vom 2. Dezem- 
ber 1949 ersetzt. Dieses enthält jedoch außerordent- 
lich weitgehende Pönalisierungs- und andere 
Pflichten, die nicht mit dem geltenden Recht und 
den Maßnahmen zur Bekämpfung und Überwa- 
chung der Prostitution in der Bundesrepublik 
Deutschland vereinbar und auch nicht mit dem Ziel 
der Strafrechtsreform in Einklang zu bringen sind. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, unter 
Einlegung eines Vorbehalts dem „Abkommen zur 
Unterdrückung des Menschenhandels und der Aus- 
beutung der Prostitution anderer“ der UN-Konven- 
tion vom 2. Dezember 1949 beizutreten. Ein Vorbe- 
halt verstieße gegen Artikel 19 lit. c des Wiener 
Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 
23. Mai 1969. Danach ist die Anbringung eines Vor- 
behalts beim Beitritt unzulässig, wenn der Vorbe- 
halt mit dem Ziel und Zweck des Vertrages unver- 
einbar ist. Dies wäre vorliegend der Fall. Die vor- 
genannte UN-Konvention vom 2. Dezember 1949 
würde es der Bundesrepublik Deutschland u. a. zur 
Pflicht machen, jede Vermietung und Anmietung 
von Räumen zum Zwecke der Prostitution unter 
Strafe zu stellen. Dies lehnt auch die jetzige Bun- 
desregierung wie ihre Vorgänger seit 1949 ab. Die 
Bundesrepublik Deutschland könnte daher nur un- 
ter Vorbehalt gegen nicht unwesentliche Teile der 
Konvention beitreten. Dies verstieße gegen Ziel und 
Zweck der Konvention. Ein Beitritt könnte auch 
nicht durch Abgabe einer Interpretationserklärung 
ermöglicht werden. Eine solche Erklärung dient 
dem Zweck, ein bestimmtes Verständnis vom Inhalt 
eines Vertrages zum Ausdruck zu bringen. Eine Er- 
klärung, die sich nicht am Vertrag orientieren, son- 
dern wesentlichen Vertragsbestandteilen wider- 
sprechen würde, wäre unzulässig. 

29. Wie interpretiert die Bundesregierung den Be- 
griff des Menschenhandels, der in der vorge- 
nannten UN-Konvention gebraucht wird? Un- 
terscheidet sich dieser von dem Begriff des 
Menschenhandels, wie er durch das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland geprägt ist? Hält 
es die Bundesregierung für notwendig, den 
Menschenhandel mit Personen innerhalb eines 
Staatengebietes mit Rechtsvorschriften zu er- 


fassen, die sich gegen den Menschenhandel 
richten? 

Der Begriff Menschenhandel im Sinne des ,A^bkom- 
mens zur Unterdrückung des Menschenhandels 
und der Ausbeutung der Prostitution anderer“ vom 
2. Dezember 1949 ist weitergehend als der inner- 
staatliche, durch das Strafrecht geprägte Begriff 
des Menschenhandels. Er umfaßt neben Elementen 
des Tatbestandes des § 181 (Menschenhandel) sol- 
che der §§ 180 (Förderung sexueller Handlungen 
Minderjähriger), 180 a (Förderung der Prostitution) 
und 181 a StGB (Zuhälterei). Darüber hinaus sieht 
die UN-Konvention einen direkten Zusammenhang 
zwischen Menschenhandel und der Vermietung 
oder Anmietung von Räumen zum Zweck der Pro- 
stitution. 

Nach § 6 Nr. 4 StGB unterliegen Verbrechen des 
Menschenhandels i. S. des § 181 StGB und Vergehen 
der Förderung der Prostitution i. S. des § 180 a 
Abs. 3 bis 5 StGB dem Weltrechtsprinzip, d. h. das 
deutsche Strafrecht gilt unabhängig vom jeweiligen 
Tatort und dessen Rechtsordnung. 


30. Welche europäischen Initiativen hat die Bun- 
desregierung unternommen oder ist sie bereit 
zu unternehmen, um die bestehenden rechtli- 
chen Instrumente gegen Menschenhandel zu 
vereinheitlichen? 

Einer Rechtsvereinheitlichung unter menschen- 
rechtlichen Gesichtspunkten bedarf es nicht, da das 
in Artikel 4 der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention und Artikel 8 des Internationalen Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte enthaltene 
Verbot der Sklaverei auch den Mädchen- und Frau- 
enhandel erfaßt, soweit sich dieses gegen den Staat 
richtet oder Schutzpflichten daraus abzuleiten 
sind. 

Darüber hinaus hat sich der Europarat in den Len- 
kungsausschüssen für Menschenrechte, für rechtli- 
che Zusammenarbeit und zu Strafrechtsfragen 
nicht mit der Vereinheitlichung rechtlicher Instru- 
mente gegen den Menschenhandel befaßt. 


31. Welche Auskünfte hat die Bundesregierung im 
einzelnen der Kommission der EG gegeben, um 
den Auftrag des Europäischen Parlaments an 
die Kommission zu erfüllen, 

„eine systematische Untersuchung der Zu- 
hälterei und des Menschenhandels zu Prosti- 
tutionszwecken durchzuführen und eine Stu- 
die über die Harmonisierung der Bekämp- 
fung dieser Praktiken in und zwischen den 
10 Mitgliedsstaaten anzufertigen“ 

(Entschließung des Europäischen Parlaments 
zur Stellung der Frau in der Europäischen 
Gemeinschaft vom 11. Februar 1981, EP- Dok. 
I-829/80-I und II und ADD)? 

Die Kommission der EG hat den zitierten Auftrag 
des Europäischen Parlaments unter Hinweis auf 
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die EG-Zuständigkeiten nicht aufgegriffen. Damit 
entfiel auch eine entsprechende Umfrage bei den 
Mitgliedsländern. 


32. In welcher Weise wird die Bundesregierung auf 
der Weltfrauenkonferenz der Vereinten Natio- 
nen 1985 in Nairobi diese Probleme zur Spra- 
che bringen? Wird sie über den Erfolg ihrer 
eigenen Bemühungen berichten, den Prostitu- 
tionstourismus abzustellen, gegen unseriöse 
Heiratsvermittlung vorzugehen und die direkte 
Anwerbung von Mädchen und Frauen aus den 
Entwicklungsländern für Bordelle und Vergnü- 
gungslokale zu verhindern? Welche Vorschläge 
wird die Bundesregierung dort unterbreiten, 
um in den Industriestaaten solchen menschen- 
verachtenden Verhaltensweisen weltweit wirk- 
samer als bisher entgegentreten zu können? 

Die Bundesregierung hat einer Empfehlung der 
Frauenrechtskommission zugestimmt, daß die 
künftigen Strategien für die Förderung der Frau 
einen Abschnitt über Zwangsprostitution und Men- 
schenhandel enthalten sollen. Entsprechend dieser 
Empfehlung enthält der erste Entwurf des General- 
sekretärs über die künftigen Strategien für die För- 
derung der Frau, die auf der Weltfrauenkonferenz 
behandelt werden sollen, einen entsprechenden Ab- 
schnitt. Darin werden die Regierungen aufgefor- 
dert, sich um eine Kooperation mit nichtstaatlichen 
Organisationen zu bemühen, um Rehabilitations- 


programme zu erstellen. Es wird weiterhin festge- 
stellt, daß die internationale Dimension der Prosti- 
tution verschiedenartige und schwerwiegende Pro- 
bleme von Ausbeutung und Gewalt verursacht, die 
verstärkte Anstrengungen von Interpol und ande- 
ren Polizeiagenturen notwendig machen, um Men- 
schenhandel und Prostitution auf internationaler 
Ebene wirkungsvoll zu bekämpfen. 

33. Ist die Bundesregierung bereit, die im einzel- 
nen unter Ziffern I bis III aufgeführten Pro- 
bleme in ihrer Öffentlichkeitsarbeit aufzugrei- 
fen, so z. B. in der vom BMZ mitherausgegebe- 
nen Reihe „Länder verstehen“? 


Die Bundesregierung ist der Meinung, daß eine ge- 
zielte Öffentlichkeitsarbeit zu diesem Themenkreis 
dazu beitragen kann, das Problembewußtsein zu 
schärfen und den betroffenen Frauen zu helfen. Sie 
wird das ihrige dazu beitragen, um in geeigneter 
Weise die Öffentlichkeit auf die Problemlage auf- 
merksam zu machen. 

Das BMZ wird die Maßnahmen zur entwicklungs- 
politischen Bildungsarbeit weiter fortführen und im 
Rahmen der Möglichkeiten entwicklungspolitische 
Informations- und Aktionsgruppen fördern, die Be- 
wußtseinsbildung zu der genannten Problematik 
betreiben. 
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